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Antrag 0322/2015 zur Sitzung Stadtrat am 11.02.2015 

 
Änderung der Satzung über die Reinigung öffentlicher Straßen in der  Stadt 
Mainz und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs-
satzung)  (CDU) 
 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
 

1. Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob und inwiefern § 7  der Straßenreini-
gungssatzung dahingehend geändert werden kann, dass Plätze und Wege, zum 
Beispiel in der Innen- und in der Altstadt, bei bestimmten Gefährdungslagen, also 
insbesondere beim Auftreten von Glatteis, vom Streusalzverbot ausgenommen 
werden können. 
 

2. Über die Ergebnisse der Prüfung werden die zuständigen Gremien regelmäßig in-
formiert.  

 
 
 
Begründung: 
 
 
Das generelle Verbot der Verwendung von Streusalz und anderen auftauenden Mitteln 
führt dazu, dass es insbesondere bei Glatteis und überfrierender Nässe zu einer massiven 
Zunahme von Unfällen kommt, bei denen häufig Fußgänger die Leidtragenden sind. Nach 
Aussage des Pressesprechers der Stadt Mainz in der AZ vom 30. Dezember 2014 kämen 
die Mitarbeiter des Entsorgungsbetriebs nicht damit nach, das Glatteis aufzuhacken. Hier-
durch wurde die Gesundheit der Menschen in Mainz massiv beeinträchtigt. So wird in dem 
gleichen Artikel von 30 Brüchen berichtet, die in der zentralen Notaufnahme gerichtet wer-
den mussten.  
 
Gefährlich sind bei diesen Wetterlagen insbesondere die Straßen und Plätze in der Main-
zer Altstadt, insbesondere die, die mit Kopfsteinpflaster versehen sind. Diese sind schon 
bei einfacher Regenglätte unfallträchtig. Insofern sollte angedacht werden, dass Straßen- 
und Plätze mit diesem Bodenbelag generell von dem Streusalzverbot ausgenommen wer-
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den. Zudem sollte geprüft werden, ob im Rahmen einer Güterabwägung potentielle Um-
weltschäden bei einem maßvollen Einsatz von Streusalz bei Eisglätte nicht hinzunehmen 
sind. 
 
 
Weitere Begründung erfolgt mündlich. 

 
 
 
 
 
Hannsgeorg Schönig 
Fraktionsvorsitzender 
 


	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

